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10706 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Verfassung und Föderalismus 

über den Beschluss des Nationalrates vom 7. Juli 2021 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das 
Ausschreibungsgesetz 1989 und das Bundes-Bedienstetenschutzgesetz geändert werden 
(Dienstrechts-Novelle 2021) 

Hauptgesichtspunkte des Beschlusses: 
– Anpassung der Regelungen zur Telearbeit vor dem Hintergrund der in der COVID-19-

Krisensituation gemachten Erfahrungen 
– Berücksichtigung der für den Bereich der Privatwirtschaft vorgenommenen Änderungen für 

Arbeiten im Homeoffice 
– Vereinfachung und Verkürzung des mit der Besetzung von Planstellen in Verbindung stehenden 

Verwaltungsprozesses durch Entfall der Verpflichtung für die zuständigen Dienststellen, die 
Planstelle vorab ressortintern und bundesintern bekannt machen zu müssen 

Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 13. Juli 2021 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Marco Schreuder. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat MMag. Dr. Karl-Arthur Arlamovsky mit 
beratender Stimme an den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Dr. Karlheinz Kornhäusl, MMag. Dr. 
Karl-Arthur Arlamovsky, Elisabeth Grimling und Dr. Andrea Eder-Gitschthaler. 
Bei der Abstimmung wurde mit Stimmeneinhelligkeit beschlossen, gegen den Beschluss des 
Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Marco Schreuder gewählt. 

Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus stellt nach Beratung der Vorlage mit 
Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben. 

Wien, 2021 07 13 

 Marco Schreuder Karl Bader 
 Berichterstatter Vorsitzender 
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